
 

Anfrage der Abgeordneten Claudia Köhler zum Plenum vom  

24. März 2021 

 

„Nachdem im Entwurf der Staatsregierung keine Mittel für die weitere 

Finanzierung der Berufseinstiegsbegleitung nach Ende der laufen För-

derperiode des ESF vorgesehen sind, frage ich die Staatsregierung, 

wie sie sicherstellen kann, dass das Programm zum neuen Schuljahr 

nicht ersatzlos ausläuft, mit welchen Haushaltsmitteln sie 2021 die 

Fortführung der Maßnahme planungssicher ermöglichen kann, wenn 

der Haushaltsentwurf 2021 ohne zusätzliche Mittel beschlossen wird, 

und was sie bisher unternommen hat, um zusammen mit der Bunde-

sagentur für Arbeit eine Fortführung zu ermöglichen?“ 

 

 

Antwort durch das Staatsministerium für Familie, Arbeit und Soziales: 

 

Die Berufseinstiegsbegleitung (BerEb) wurde ursprünglich vom Bund 

finanziert. Der Bund hat 2018/2019 die Förderung beendet. Um nach 

dem Ausstieg des Bundes 2019/2020 die Förderung nicht abrupt abzu-

brechen, wurde und wird BerEb in Bayern in der jetzt auslaufenden 

Förderperiode des ESF mit seinen Restmitteln bis Ende 2023 finan-

ziert. Dabei war von Beginn an klar, dass die Maßnahme nur bis 2023 

gefördert werden kann. Dies war in den Verträgen vereinbart und in 

den Förderhinweisen eindeutig dargestellt. 

 

Seit 2019/2020 bis Ende 2023 wird BerEb nun zu 50 Prozent von der 

Bundesagentur für Arbeit (BA) gefördert, vom Staatsministerium für 

Unterricht und Kultus (StMUK) umgesetzt und aus dem bayerischen 

ESF-Programm zu 50 Prozent kofinanziert. Die Gesamtfinanzierung in 
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Bayern beläuft sich auf insgesamt 86 bis 90 Mio. Euro für die genann-

ten Jahre 2019 bis voraussichtlich Ende 2023, davon ESF-Mittel und 

Leistungen der BA jeweils hälftig. 

Eine Kohorte mit einer Dauer von ca. 4 Jahren würde für Bayern rund 

20 Millionen Euro kosten, hinzu kommt die gleiche Summe für die BA, 

insgesamt also 40 Millionen Euro. Für die Fortsetzung der Kohorten bis 

2027 müssten rund 150 Millionen Euro zur Verfügung gestellt werden. 

Das wären allein drei Viertel des gesamten zur Verfügung stehenden 

ESF+-Programms 2021 bis 2027.  

Mit der neuen Förderperiode ab 2021 werden aber für den ESF euro-

parechtlich neue gesetzliche Schwerpunkte und Quoten für den ESF+ 

vorgegeben. So müssen auch in Bayern Quoten für die Bekämpfung 

der Armut + Integration (25 Prozent), Kinderarmut mind. 5 Prozent und 

länderspezifische Empfehlungen (mind. 60 Prozent) erfüllt werden.  

BerEb gehört nicht zu diesen Vorgaben. 

Andere erfolgreiche ESF-Maßnahmen des StMUK (wie z.B. Praxisklas-

sen, Neustart mit überwiegend individueller aufsuchender Sozialarbeit, 

Deutschklassen) könnten nicht mehr gefördert werden. In diesen Maß-

nahmen werden die im Vergleich zu BerEb noch stärker benachteilig-

ten Schülerinnen und Schüler oder Auszubildenden gefördert. 

Eine Beschränkung des bayerischen ESF-Programms alleine zu drei 

Viertel auf BerEb wäre im Übrigen für die EU-Kommission nicht geneh-

migungsfähig. 

 

Über eine Förderung der BerEb mit bayerischen Haushaltsmitteln (im 

Einzelplan 05) entscheidet der bayerische Haushaltsgesetzgeber. 


